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ANTRAG 
 
der Landesregierung 
 
 
Einwilligung des Landtages zum Antrag auf Änderung des Wirtschaftsplans des 
Sondervermögens „MV-Schutzfonds“ 
 

 

 

 

 

 

 

Der Landtag möge beschließen: 

 

1. Der Landtag willigt gemäß § 5 Absatz 3 Gesetz über die Errichtung eines Sondervermögens 

„MV-Schutzfonds“ in Verbindung mit Ziffer 7 der Bewirtschaftungsgrundsätze zum 

Wirtschaftsplan Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ in die Änderung des Wirtschaftsplans 

zur Finanzierung der Ausgaben für die gesetzlichen Entschädigungsleistungen nach § 56 

Absatz 1 und Absatz 1a Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten 

beim Menschen ein. 

Zu diesem Zwecke wird eine Umschichtung in Höhe von insgesamt 36 400,0 TEUR aus dem 

Bestand des MV-Schutzfonds (gespeist durch Einnahmen, die zurzeit noch nicht in 

Ausgabeermächtigungen umgesetzt sind) in den Maßnahmenbereich „I B1 Lohnfortzahlung 

nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSG)“ vorgenommen. 

 

2. Der Landtag willigt gemäß § 5 Absatz 3 Gesetz über die Errichtung eines Sondervermögens 

„MV-Schutzfonds“ in Verbindung mit Ziffer 7 der Bewirtschaftungsgrundsätze zum 

Wirtschaftsplan Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ in die Änderung des Wirtschaftsplans 

zur Finanzierung der Verlängerung des Betriebes der Corona-Bürgerhotline ein.  

 Zu diesem Zwecke wird eine Umschichtung in Höhe von insgesamt 76,0 TEUR aus dem 

Maßnahmenbereich „I A21 CinemaContraCorona“ in den Maßnahmenbereich „I D3 Öffent-

lichkeitsarbeit“ vorgenommen. 

 

 

 

 
Manuela Schwesig 

Ministerpräsidentin 
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Begründung: 
 

Änderungen des Wirtschaftsplans des Sondervermögens „MV-Schutzfonds“ bedürfen seit 

8. Juli 2022 gemäß § 5 Absatz 3 Gesetz über die Errichtung eines Sondervermögens 

„MV-Schutzfonds“ der Einwilligung des Landtages. 

 

 
Zu Ziffer 1 

 

Mit Stand vom 17. Oktober 2022 wurden seit Beginn der Corona-Pandemie insgesamt 71 413 

Entschädigungsanträge nach § 56 Absatz 1 und Absatz 1a IfSG beim Landesamt für Gesundheit 

und Soziales (LAGuS) als zuständige Behörde gestellt. Von diesen Anträgen wurden bis zum 

oben genannten Zeitpunkt 34 270 Anträge bearbeitet. 37 143 Anträge sind noch zu bearbeiten. 

Auf der Basis der bisherigen Erfahrungen und aufgrund der aktuellen Pandemie-Entwicklung 

ist auch weiterhin mit dem Eingang von Entschädigungsanträgen nach § 56 IfSG zu rechnen. 

 

Bei den Anträgen nach § 56 Absatz 1 IfSG handelt es sich um Anträge auf Entschädigung bei 

Verdienstausfall aufgrund einer Quarantäneanordnung oder eines persönlichen amtlichen 

Tätigkeitsverbotes nach § 56 Absatz 1 IfSG (sogenannte Quarantäne-Entschädigung). Da der 

Arbeitgeber den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern für die zuständige Behörde (LAGuS) 

die Entschädigung für längstens sechs Wochen auszuzahlen hat (hundertprozentige Lohnfort-

zahlung), hat dieser nach § 56 Absatz 5 IfSG einen Erstattungsanspruch gegenüber der zustän-

digen Behörde. Auch Selbständige haben Entschädigungsansprüche und können entsprechende 

Anträge stellen. 

 

Einen weiteren Anspruch auf Entschädigung haben nach § 56 Absatz 1a IfSG Eltern, die 

aufgrund der Schließung beziehungsweise der Untersagung des Betretens von Einrichtungen 

zur Betreuung von Kindern, Schulen sowie Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen 

einen Verdienstausfall erleiden. Diese sogenannte Eltern-Entschädigung, die bei Vorliegen der 

weiteren gesetzlich geregelten Voraussetzungen gewährt wird, beträgt 67 Prozent des ent-

standenen Verdienstausfalls. Für einen vollen Monat beläuft sich dieser Betrag jedoch auf 

höchstens 2 016,00 Euro. Die Eltern-Entschädigung hat der Arbeitgeber Erziehungsberech-

tigten unabhängig von der Anzahl der Kinder für längstens zehn Wochen pro Jahr und für 

Alleinerziehende 20 Wochen pro Jahr auszuzahlen. Auch dafür hat er gegenüber der 

zuständigen Behörde, dem LAGuS, einen Erstattungsanspruch, den er innerhalb von 

zwei Jahren geltend machen kann. 

 

Die Zustimmung der Lenkungsgruppe des „MV-Schutzfonds“ zum Antrag wurde am 

4. November 2022 erteilt. Insofern bedarf es nunmehr noch der Vorlage des Antrags zur 

Beschlussfassung im Landtag. Der entsprechende Antrag, aus dem sich weitergehende Ausfüh-

rungen zum Sachverhalt ergeben, ist als Anlage 1 beigefügt. Unter Berücksichtigung der 

Änderungen ergibt sich der als Anlage 3 beigefügte Wirtschaftsplan des Sondervermögens 

„MV-Schutzfonds“. 
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Zu Ziffer 2 

 

Das Bürgertelefon der Landesregierung steht seit April 2020 für Fragen der Bürgerinnen und 

Bürger im Zusammenhang mit der Pandemie zur Verfügung und soll helfen, rechtliche 

Vorgaben und Empfehlungen zu verstehen und umzusetzen. Seit Februar 2021 ist die Firma 

Avedo mit der Übernahme des Bürgertelefons beauftragt. Die Laufzeit des derzeitigen 

Vertrages endet zum 31. Dezember 2022.  

 

Aufgrund der weiterhin anhaltenden pandemischen Lage von nationaler Tragweite und um die 

Bürgerinnen und Bürger aus Gründen des Bevölkerungsschutzes weiterhin über die aktuellen 

Regelungen zu informieren, muss das Bürgertelefon auch ab dem 1. Januar 2023 für die 

Bürgerinnen und Bürger weiter erreichbar sein. Aus diesem Grund soll die Leistung für weitere 

vier Monate bis zum 30. April 2023 verlängert werden. 

 

Die Zustimmung der Lenkungsgruppe des „MV-Schutzfonds“ zum Antrag wurde am 

21. Oktober 2022 erteilt. Insofern bedarf es nunmehr noch der Vorlage des Antrags zur 

Beschlussfassung im Landtag. Der entsprechende Antrag, aus dem sich weitergehende 

Ausführungen zum Sachverhalt ergeben, ist als Anlage 2 beigefügt. 

 

Unter Berücksichtigung der Änderungen ergibt sich der als Anlage 3 beigefügte Wirtschafts-

plan des Sondervermögens „MV-Schutzfonds“. 
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Anlage 1 
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Anlage 2 
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Anlage 3 
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